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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
 

Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig.  
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 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 

innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 
 

Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
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Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

: 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
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In eine Verordnung zum Bebauungsplan kann keine grundbücherliche Eintragung eines Wegerechts 
vorgeschrieben werden.  
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
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Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
 

Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 
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 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 

Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 
 

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Die Kombination aus Photovoltaik-Modulen und einer Dachbegrünung (oft als „Solargründach“ 
bezeichnet) ist ökologisch und ökonomisch sehr sinnvoll und technisch machbar. Die 
Verdunstungskühlung der Pflanzen senkt die Temperatur der PV-Module, wodurch deren Stromertrag 
steigt.  
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

:   
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Die Kombination aus Photovoltaik-Modulen und einer Dachbegrünung (oft als „Solargründach“ 
bezeichnet) ist ökologisch und ökonomisch sehr sinnvoll und technisch machbar. Die 
Verdunstungskühlung der Pflanzen senkt die Temperatur der PV-Module, wodurch deren Stromertrag 
steigt.  
 
 
Auf die Festlegung von Freiflächen wurde nicht verzichtet, denn es wurden die notwendigen 40%ige 
Versickerungsflächen als Freiflächen festgelegt. 
Zur Konkretisierung der möglichen Bebauung wurden Baufluchtlinien vorgesehen, die regeln, wo 
innerhalb des Baufeldes Gebäude errichtet werden dürfen. Diese sind in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. 
Beilage 1) ebenfalls dargestellt. Diese Flächen sind wichtig für die Gestaltung des Gebäudes, dessen 
Höhe bzw. Geschoßflächenzahl. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
Die Vorschläge hinsichtlich § 30 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 wurden geprüft, wie: 
) Vorgaben zur Gestaltung von Freiflächen, insbesondere hinsichtlich Ausführung und 
Platzgestaltung (Abs. 2 Z 7), 
Abs. 2, Z 7. Freiflächen und deren Ausgestaltung 
Eine Platzgestaltung lässt sich mit dieser Gesetzesstelle nicht vorschreiben oder regeln. 
.) Bestimmungen zu unterirdischen Geschossen sowie zu Erdgeschoßzonen (Abs. 2 Z 13), 
Abs. 2 Z 13 die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen öffentliche Verkehrsflächen oder 
Parks, die Verpflichtung zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot, die Festlegung einer 
Mindestgeschoßhöhe für das Erdgeschoß und das Verbot eines unterirdischen Geschoßes (§ 4 Z 16 NÖ 
BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung), 
Damit könnten die Tiefgaragen verboten werden und dies erscheint nicht sinnvoll. 
.) Festlegungen zu Arkaden für Durchgänge oder Durchfahrten (Abs. 2 Z 14) 
Abs. 2 Z 14 as Gebot der Herstellung von Arkaden für Durchgänge oder von Durchfahrten, wenn dies zur 
Ortsbildgestaltung erforderlich ist, 
Wäre eventuell bei einer geschlossenen Bebauung sinnvoll, aber hier ist die offene Bebauungsweise 
festgelegt. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 
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Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
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Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
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Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

• Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

• Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

• Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
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Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

• Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

• Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

• Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

• Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

• Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

• Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

• Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

• Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

• Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

• Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 
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• Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

• Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

• Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 

• Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 
gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 
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Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 
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 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 

wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
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Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

:  
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Die gegenständliche Stellungnahme ist gleichlautend, wie die vorige Stellungnahme von M. Lorenz, 
Liesingtalstr. 22c, 2384 Breitenfurt. 
Daher ist auch die Beantwortung gleichlautend. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

1. Die im Motivenbericht als wesentlich bezeichnete Durchwegung ist planlich nicht ausreichend gesichert 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
 
 
2. Unzureichende Auseinandersetzung mit Ortsbild und Einfügung in die bestehende Bebauungsstruktur 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
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Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
3. Unzutreffende Annahmen zur Haushaltsgröße als fehlerhafte Planungsgrundlage 
Die im Motivenbericht dargelegten Bebauungsstudien sollen leicht zu vergleichen sein und es wurde 
daher immer von einer generellen Wohnungsgröße von 85 m2 ausgegangen.  
Bei der Errichtung von neuen Wohnungen ist man von der realistischen Annahme einer Belegung von 2 
Erwachsene + 1 Kind“ ausgegangen. Es wurde nicht behauptet, dass die Haushaltsgröße zwingend 3 
Personen beträgt. 
Natürlich ist die Haushaltsgröße laut Statistik Austria in Breitenfurt geringer. In Breitenfurt bei Wien gibt 
es insgesamt 2.627 Privathaushalte, wobei die durchschnittliche Haushaltsgröße bei rund 2,2 Personen 
liegt. 
Die genaue Verteilung der Haushaltsgrößen laut Daten der Statistik Austria teilt sich wie folgt auf: 
1-Personen-Haushalte: 870 Haushalte 
2-Personen-Haushalte: 953 Haushalte (die häufigste Haushaltsgröße) 
3-Personen-Haushalte: 395 Haushalte 
Haushalte mit 4 oder mehr Personen: 409 Haushalte 
Damit zeigt sich in Breitenfurt – ähnlich wie im gesamten Bezirk Mödling – ein klarer Trend zu kleineren 
Wohneinheiten, da Ein- und Zweipersonenhaushalte zusammen fast 70 % aller Haushalte ausmachen. 
 
 
4. Schutz des Naturdenkmals Eiche 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
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Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
5. Unklare Herkunft der maßgeblichen Planungsziele 
Die Vorgaben hinsichtlich der Gebäudehöhe bzw. die flexible Gestaltung kamen vom Projektbetreiber 
und von der Gemeinde. Die Überlegung war, dass eine flexible Gestaltung der Gebäudehöhe möglich 
wird. Durch die Festlegung einer Geschoßflächenzahl kann dies am besten erreicht werden. 
 
a. Fehlende nachvollziehbare Abwägung der verworfenen Varianten 

Zum Beispiel, die im Motivenbericht dargestellte Variante 2 der Bebauungsstudien zeigt auf, dass 
bei einer Beibehaltung der Baufelder, einer Parzellengröße von 700 m2 und der Festlegungen vom 
dd – Dichtediagramm, der offenen Bebauungsweise und der GH – Gebäudehöhe in Hanglage, ca. 
136 bis 201 Wohnungen möglich sind.  
Diese eben dargelegten Bebauungsplanstudien werden nicht weiter verfolgt, da einerseits eine Ein- 
bis Zweifamilienhausbebauung, wie bereits in der Umgebung entstehen könnte und Straßen 
notwendig sind, um diese Parzellenstruktur aufzuschließen. Damit würden höhere Infrastrukturkosten 
entstehen. Die höheren Kosten wurden nicht explizit berechnet, denn 700 m2 Parzellen haben einen 
Anschluss ans öffentliche Gut zu erhalten und sind nicht anders aufzuschließen. Diese Straßen sind 
von der Gemeinde herzustellen und auch als solche zu widmen. Bei den gegenständlichen 
Parzellengrößen bzw. Baufeldern ist eine Teilung als Fahnenparzellen möglich und die Erreichbarkeit 
der einzelnen Baufelder obliegt dem Grundeigentümer. Daher ergeben sich bei dieser Variante keine 
Kosten für die Gemeinde. 

 
b. Waldflächenerhalt wird behauptet, aber nicht konkret in Beziehung zur gewählten Lösung gesetzt 

In den Bebauungsstudien wurden die bestehenden Waldflächen (schraffierte Flächen im Bauland – 
Kerngebiet - Aufschließungszone Nr. 4 mit der Bezeichnung Fo) mit einer Bebauung vorgesehen, da 
diese Flächen laut Waldentwicklungsplan  
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Waldentwicklungsplan mit Waldfunktionen: 
 

 

 
Abb. 6 Waldentwicklungsplan (Quelle: NÖ-Atlas) 

nur eine Nutzfunktion aufweisen und nicht unter besonderem Schutz liegen.  
Im gegenständlichen aufgelegten Bebauungsplanentwurf bzw. im Beschlussexemplar vom 29. 07. 
2026 des aufgelegten Bebauungsplan sind die Baufluchtlinien so gewählt, dass diese Flächen von 
einer Bebauung freigehalten werden. 
 
 

c. Fehlende Darlegung, warum höhere Gebäude gerade für andere Nutzungen notwendig sein sollen 
Meist haben andere Nutzungen, wie Geschäftsräume, Behandlungsräume, Veranstaltungsort, die 
alle in der Widmung Bauland – Kerngebiet möglich sind andere Raumhöhen als normale 
Wohngeschoße. Deshalb kann es notwendig sein insgesamt höhere Gebäudehöhen festzulegen. 
 

d. Fehlende Transparenz der Entscheidungskette 
Wie schon unter Punkt a erläutert, obliegt die Erreichbarkeit der einzelnen Baufeldern dem 
Grundeigentümer. Es ist keine zusätzliche Verkehrsfläche durch die Gemeinde erforderlich und somit 
keine Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes. 
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e. Gefahr einer projektgetriebenen statt ortsbezogenen Planung 

Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan sind sowohl die 
ortsbezogene Planung als auch Wünsche des Projektbetreibers enthalten. Wie die dargelegten 
Unterlagen (Beilagen 1-15) zeigen, kann dieses Projekt durchaus als „ortsbezogen“ gesehen werden. 
 

6. Schutzgüter des Natur- und Landschaftsraums werden genannt, aber nicht ausreichend in Beziehung 
zur Intensität der Bebauung gesetzt 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

:  
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Die Zielvorgaben hinsichtlich der Gebäudehöhe bzw. die flexible Gestaltung kamen vom Projektbetreiber 
und von der Gemeinde. Die Überlegung war, dass eine flexible Gestaltung der Gebäudehöhe möglich 
wird. Durch die Festlegung einer Geschoßflächenzahl kann dies am besten erreicht werden. 
 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
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Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
 

Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
 
Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan sind sowohl die ortsbezogene 
Planung als auch Wünsche des Projektbetreibers enthalten. Wie die dargelegten Unterlagen (Beilagen 
1-15) zeigen, kann dieses Projekt durchaus als „ortsbezogen“ gesehen werden. 
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Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
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Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

 
Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 
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 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 

im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 
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Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 

In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) werden folgende städtebaulichen Kernwerte angegeben. 
 

 
Abb. 15b städtebaulichen Kernwerte von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski 

 



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
Somit ist davon auszugehen, dass aufgrund dieser Zahlen nicht eine GFZ von 1,0 im Gesamtbereich 
ausgenutzt wurde. 
 
 
 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

:  
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Die Kombination aus Photovoltaik-Modulen und einer Dachbegrünung (oft als „Solargründach“ 
bezeichnet) ist ökologisch und ökonomisch sehr sinnvoll und technisch machbar. Die 
Verdunstungskühlung der Pflanzen senkt die Temperatur der PV-Module, wodurch deren Stromertrag 
steigt.  
 
 
Auf die Festlegung von Freiflächen wurde nicht verzichtet, denn es wurden die notwendigen 40%ige 
Versickerungsflächen als Freiflächen festgelegt. 
Zur Konkretisierung der möglichen Bebauung wurden Baufluchtlinien vorgesehen, die regeln, wo 
innerhalb des Baufeldes Gebäude errichtet werden dürfen. Diese sind in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. 
Beilage 1) ebenfalls dargestellt. Diese Flächen sind wichtig für die Gestaltung des Gebäudes, dessen 
Höhe bzw. Geschoßflächenzahl. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
Die Vorschläge hinsichtlich § 30 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 wurden geprüft, wie: 
) Vorgaben zur Gestaltung von Freiflächen, insbesondere hinsichtlich Ausführung und 
Platzgestaltung (Abs. 2 Z 7), 
Abs. 2, Z 7. Freiflächen und deren Ausgestaltung 
Eine Platzgestaltung lässt sich mit dieser Gesetzesstelle nicht vorschreiben oder regeln. 
.) Bestimmungen zu unterirdischen Geschossen sowie zu Erdgeschoßzonen (Abs. 2 Z 13), 
Abs. 2 Z 13 die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen öffentliche Verkehrsflächen oder 
Parks, die Verpflichtung zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot, die Festlegung einer 
Mindestgeschoßhöhe für das Erdgeschoß und das Verbot eines unterirdischen Geschoßes (§ 4 Z 16 NÖ 
BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung), 
Damit könnten die Tiefgaragen verboten werden und dies erscheint nicht sinnvoll. 
.) Festlegungen zu Arkaden für Durchgänge oder Durchfahrten (Abs. 2 Z 14) 
Abs. 2 Z 14 as Gebot der Herstellung von Arkaden für Durchgänge oder von Durchfahrten, wenn dies zur 
Ortsbildgestaltung erforderlich ist, 
Wäre eventuell bei einer geschlossenen Bebauung sinnvoll, aber hier ist die offene Bebauungsweise 
festgelegt. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 
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Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
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Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
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Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
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Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 

geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Die gegenständliche Stellungnahme ist gleichlautend, wie die vorige Stellungnahme   
 

Daher ist auch die Beantwortung gleichlautend. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
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Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 

geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 
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Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
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Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

: 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
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In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
 

Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 

eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 
 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 
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Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

: 
 
 
  





Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
Stellungnahme des Ortsplaners:  

Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
 

Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig.  
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 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 

innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
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Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 

Da das Baufeld B ausschließlich der Errichtung eines PVZ (Primärversorgungszentrum) dienen 
soll (vgl. Beilage 13) (hier sind auch die geplanten Parklätze ersichtlich), wird die Barkasse I oder 
II festgelegt, um möglichst flexibel in der Objektgestaltung zu sein. 

• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 
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Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

: 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Die Kombination aus Photovoltaik-Modulen und einer Dachbegrünung (oft als „Solargründach“ 
bezeichnet) ist ökologisch und ökonomisch sehr sinnvoll und technisch machbar. Die 
Verdunstungskühlung der Pflanzen senkt die Temperatur der PV-Module, wodurch deren Stromertrag 
steigt.  
 
 
Auf die Festlegung von Freiflächen wurde nicht verzichtet, denn es wurden die notwendigen 40%ige 
Versickerungsflächen als Freiflächen festgelegt. 
Zur Konkretisierung der möglichen Bebauung wurden Baufluchtlinien vorgesehen, die regeln, wo 
innerhalb des Baufeldes Gebäude errichtet werden dürfen. Diese sind in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. 
Beilage 1) ebenfalls dargestellt. Diese Flächen sind wichtig für die Gestaltung des Gebäudes, dessen 
Höhe bzw. Geschoßflächenzahl. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
Die Vorschläge hinsichtlich § 30 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 wurden geprüft, wie: 
) Vorgaben zur Gestaltung von Freiflächen, insbesondere hinsichtlich Ausführung und 
Platzgestaltung (Abs. 2 Z 7), 
Abs. 2, Z 7. Freiflächen und deren Ausgestaltung 
Eine Platzgestaltung lässt sich mit dieser Gesetzesstelle nicht vorschreiben oder regeln. 
.) Bestimmungen zu unterirdischen Geschossen sowie zu Erdgeschoßzonen (Abs. 2 Z 13), 
Abs. 2 Z 13 die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen öffentliche Verkehrsflächen oder 
Parks, die Verpflichtung zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot, die Festlegung einer 
Mindestgeschoßhöhe für das Erdgeschoß und das Verbot eines unterirdischen Geschoßes (§ 4 Z 16 NÖ 
BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung), 
Damit könnten die Tiefgaragen verboten werden und dies erscheint nicht sinnvoll. 
.) Festlegungen zu Arkaden für Durchgänge oder Durchfahrten (Abs. 2 Z 14) 
Abs. 2 Z 14 as Gebot der Herstellung von Arkaden für Durchgänge oder von Durchfahrten, wenn dies zur 
Ortsbildgestaltung erforderlich ist, 
Wäre eventuell bei einer geschlossenen Bebauung sinnvoll, aber hier ist die offene Bebauungsweise 
festgelegt. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 
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Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
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Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
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Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
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Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 

geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Die im Motivenbericht dargestellte Variante 2 der Bebauungsstudien zeigt auf, dass bei einer 
Beibehaltung der Baufelder, einer Parzellengröße von 700 m2 und der Festlegungen vom dd – 
Dichtediagramm, der offenen Bebauungsweise und der GH – Gebäudehöhe in Hanglage, ca. 136 bis 201 
Wohnungen möglich sind.  
Diese eben dargelegten Bebauungsplanstudien werden nicht weiter verfolgt, da einerseits eine Ein- bis 
Zweifamilienhausbebauung, wie bereits in der Umgebung entstehen könnte und Straßen notwendig sind, 
um diese Parzellenstruktur aufzuschließen. Damit würden höhere Infrastrukturkosten entstehen. Die 
höheren Kosten wurden nicht explizit berechnet, denn 700 m2 Parzellen haben einen Anschluss ans 
öffentliche Gut zu erhalten und sind nicht anders aufzuschließen. Diese Straßen sind von der Gemeinde 
herzustellen und auch als solche zu widmen. Bei den gegenständlichen Parzellengrößen bzw. Baufeldern 
ist eine Teilung als Fahnenparzellen möglich und die Erreichbarkeit der einzelnen Baufelder obliegt dem 
Grundeigentümer. Daher ergeben sich bei dieser Variante keine Kosten für die Gemeinde. 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung  
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Die Freiflächen nach der Fertigstellung der Wohnblocks werden, wie üblich, im Eigentum der jetzigen 
Besitzer oder deren Rechtsnachfolge verbleiben. 
 
 
Auf die Festlegung von Freiflächen wurde nicht verzichtet, denn es wurden die notwendigen 40%ige 
Versickerungsflächen als Freiflächen festgelegt. Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen 
auch für diesen Bereich die derzeit geltenden Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung 
Zur Konkretisierung der möglichen Bebauung wurden Baufluchtlinien vorgesehen, die regeln, wo 
innerhalb des Baufeldes Gebäude errichtet werden dürfen. Diese sind in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. 
Beilage 1) ebenfalls dargestellt. Diese Flächen sind wichtig für die Gestaltung des Gebäudes, dessen 
Höhe bzw. Geschoßflächenzahl. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Jeder Entwurf eines Bebauungsplans (Änderung bzw. teilweise Neuerlassung eines Bebauungsplanes) 
wird vor dem Beschluss durch den Gemeinderat exakt 6 Wochen lang im Gemeindeamt zur allgemeinen 
Einsicht öffentlich aufgelegt. Dies ist im § 33 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG 2014) 
gesetzlich verankert. Jede Person (unabhängig von Wohnsitz oder Eigentum) darf den Entwurf einsehen 
und während der 6-wöchigen Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme abgeben. Eine 
Bürgerbeteiligung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und kann daher nur freiwillig von der Gemeinde 
selbst initiiert werden. 
 
 
Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
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Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
Das Entwicklungskonzept ist nicht Bestandteil einer Teilerlassung bzw. einer Änderung eines 
Bebauungsplanes. Allerdings fließen natürlich viele Grundlagen und Maßnahmen auch in den geplanten 
Bebauungsplan ein. 
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Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. Somit wurde auf die Festlegung von Freiflächen nicht 
verzichtet, denn es wurden die notwendigen 40%ige Versickerungsflächen als Freiflächen festgelegt. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
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In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 
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 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 

eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 
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Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
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Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

 
Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 
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 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 

Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
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Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
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Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
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Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
Jeder Entwurf eines Bebauungsplans (Änderung bzw. teilweise Neuerlassung eines Bebauungsplanes) 
wird vor dem Beschluss durch den Gemeinderat exakt 6 Wochen lang im Gemeindeamt zur allgemeinen 
Einsicht öffentlich aufgelegt. Dies ist im § 33 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG 2014) 
gesetzlich verankert. Jede Person (unabhängig von Wohnsitz oder Eigentum) darf den Entwurf einsehen 
und während der 6-wöchigen Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme abgeben. Eine 
Bürgerbeteiligung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und kann daher nur freiwillig von der Gemeinde 
selbst initiiert werden. 
 
 
Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
In der niederösterreichischen Raumordnung ist die rechtliche Lage klar getrennt: 
Der Bebauungsplan regelt lediglich die konkrete Ausgestaltung (z. B. Bauklasse, Fluchtlinien, 
Bebauungsdichte). Da die übergeordnete Flächenwidmung bereits im Raumordnungsprogramm einer 
SUP unterzogen wurde, ist der Bebauungsplan in NÖ grundsätzlich von der gesetzlichen SUP-
Pflicht befreit. 
Örtliches Raumordnungsprogramm (Flächenwidmungsplan & Entwicklungskonzept): Hier besteht bei der 
Neuaufstellung oder bei wesentlichen Änderungen eine generelle SUP-Pflicht bzw. die Verpflichtung zu 
einem Prüfverfahren (Screening). 
 
 
Auch wenn der Plan selbst keine UVP benötigt, kann ein darin zulässiges Bauvorhaben UVP-pflichtig 
werden. 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist ein gesetzlich vorgeschriebenes Verfahren, das vor der 
Genehmigung von Großprojekten wie Autobahnen, Kraftwerken oder Mülldeponien durchgeführt werden 
muss. Ziel ist es, die möglichen Umweltauswirkungen eines Vorhabens vorab (also vor Baubeginn) zu 
untersuchen, einzuschätzen und möglichst zu vermeiden bzw. zu minimieren.   
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Ob eine UVP durchgeführt werden muss oder nicht, regelt prinzipiell Anhang 1 im 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVP-G). Darin sind 89 Vorhabenstypen bzw. Schwellenwerte 
aufgeführt. Nur ab einer bestimmten Größe braucht ein Projekt eine UVP. Auch bei Unterschreitung der 
Schwellenwerte kann ausnahmsweise eine UVP nötig sein, wenn potenziell erhebliche 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  
 
In Österreich sind diese eher hoch, was dazu führt, dass jährlich nur für die etwa zwanzig größten 
Bauprojekte eine UVP durchgeführt wird. Dabei handelt es sich bundesweit um die komplexesten 
Umweltverfahren. Viele Projekte sind jedoch unter den Schwellenwerten und damit nicht UVP-pflichtig. 
Beispielsweise ist bei einem Einkaufszentrum erst ab einer Größe von 10 Hektar oder 1000 Parkplätzen 
eine UVP nötig. 
 
Das UVP-Verfahren bei der NÖ Landesregierung ersetzt das normale kommunale Bauverfahren 
(Konzentriertes Verfahren). 
 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

:  
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

 
Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
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Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 
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 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 

Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

 
Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
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Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 
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 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 

Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Grundsätzliches zu einer Stellungnahme: 
Rechtlich bzw. verfahrensmäßig wird damit betont, dass die Entscheidungsverantwortung beim 
Gemeinderat liegt. Er muss sich mit den wesentlichen Argumenten der Stellungnahme 
auseinandersetzen und erkennen lassen, dass diese tatsächlich erwogen wurden. 
 
 
Unrichtige Information der Bürger im Vorfeld 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan sind sowohl die ortsbezogene 
Planung als auch Wünsche des Projektbetreibers enthalten, die soweit diese bekannt waren, 
entsprechend kommuniziert wurden. 
 
Niemandem steht ein Rechtsanspruch auf die Erlassung bzw. Änderung eines Bebauungsplanes zu: 
Ja, das ist zutreffend und bedeutet, auch wenn jemand eine Stellungnahme mit einem konkreten 
Änderungsbegehren einbringt, kann daraus grundsätzlich nicht abgeleitet werden, dass die Gemeinde 
diesem Begehren entsprechen muss. Der Gemeinderat hat vielmehr im Rahmen seiner planerischen 
Gestaltungsfreiheit zu entscheiden. Im gegenständlichen Fall hat die Gemeinde entschieden einen 
Bebauungsplan zu erstellen. 
 
 
§ 29 Erlassung des Bebauungsplans 
(1) Von den Ergebnissen der Grundlagenforschung ausgehend und auf Grund des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes, insbesonders seiner Zielsetzung, hat der Bebauungsplan die Regeln 
für  

 die Bebauung und  
 die Verkehrserschließung  

festzulegen. 
Dabei ist auf die Ortsbildgestaltung und die Umwelt Rücksicht zu nehmen. 

 
 

Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
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Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 
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Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
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Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
Fehlendes Ortsentwicklungskonzept 
Das Entwicklungskonzept ist nicht Bestandteil einer Teilerlassung bzw. einer Änderung eines 
Bebauungsplanes. Allerdings fließen natürlich viele Grundlagen und Maßnahmen auch in den geplanten 
Bebauungsplan ein. 
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Keine Ermittlung des Wohnungsbedarfes der Breitenfurter Bevölkerung 
Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Kein Hochwasserschutz 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
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Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 

geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
 
Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Kein Schutz des naturdenkmalgeschützten Baumes 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
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Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
Keine Einschränkungen der Wohneinheiten. 
Wohneinheiten können nicht im Bebauungsplan, sondern nur im örtlichen Raumordnungsprogramm 
(Flächenwidmungsplan) beschränkt werden´. 
 
 
Keine Lösung der Verkehrsprobleme. die durch Schaffung der Wohneinheiten entstehen werden 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
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Keine Ermittlung der Infrastrukturkosten. die auf die Gemeinde zukommen. die – laut Bürgermeister - 
ohnehin schon finanziell schlecht dasteht 
In einem Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. werden die zukünftigen Infrastrukturabgaben geregelt. 
 
Keine Verpflichtung das PVE zu errichten. Das müsste im Flächenwidmungsplan mit einem Sondergebiet 
fixiert werden. 
Auch im Bauland- Kerngebiet ist die Errichtung und Betreibung eines Primärversorgungszentrums 
möglich. Eine Umwidmung ist nicht notwendig, da hierfür eine vertragliche Absicherung vorgesehen ist. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 

Da das Baufeld B ausschließlich der Errichtung eines PVZ (Primärversorgungszentrum) dienen 
soll (vgl. Beilage 13) (hier sind auch die geplanten Parklätze ersichtlich), wird die Barkasse I oder 
II festgelegt, um möglichst flexibel in der Objektgestaltung zu sein. 

• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

Mit dieser nun vorgenommenen Anpassungen mit der überwiegenden Bauklasse III wird eine Bebauung, 
die für eine Ortskern-Entwicklung sinnvoll ist, geschaffen. 
 
Zur Konkretisierung der möglichen Bebauung wurden Baufluchtlinien vorgesehen, die regeln, wo 
innerhalb des Baufeldes Gebäude errichtet werden dürfen. Diese sind in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. 
Beilage 1) ebenfalls dargestellt. Diese Flächen sind wichtig für die Gestaltung des Gebäudes, dessen 
Höhe bzw. Geschoßflächenzahl. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene Berechnung 
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Beim Baufeld C, E u. F wurde der Korridor für die Durchwegung in einer Breite von insgesamt 4 m 
eigetragen, damit auch Einsatzfahrzeuge diesen Bereich nutzen können. Eine Durchwegung des 
Gebietes ist somit ausreichend und wird auch vertraglich sichergestellt. 
 
Beim Bauplatz E wird das Naturdenkmal mit einem Durchmesser von 25 m (Fläche von 491 m2) 
eingetragen. 
 
Die Baufelder wurden aus der geplanten Teilung entwickelt. Da derzeit keine tatsächliche Teilung vorliegt, 
stimmt die geplante Parzellierung mit den Baufeldern des Bebauungsplan-Entwurfs überein. Daher wurde 
auch die Festlegung von Baufluchtlinien gewählt. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) werden folgende städtebaulichen Kernwerte angegeben. 
 

 
Abb. 15b städtebaulichen Kernwerte von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski 
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Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
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Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

:  
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
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Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
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Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
 

Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 
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 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 

im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
 
Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

  

 
 
 



An die 

Marktgemeinde Breitenfurt 

Hirschentanzstraße 3 

2384 Breitenfurt 

 

Stellungnahme zum vorliegenden Änderungsentwurf des Bebauungsplanes und der 

Bebauungsbestimmungen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Fristgerecht gebe ich folgende Stellungnahme mit Fragen zum aufgelegten Änderungsentwurf des 

Bebauungsplanes mit Bebauungsbestimmungen ab. Im Sinne des Informationsfreiheitsgesetzes 

ersuche ich sie mir ihre Antworten schriftlich zu übermitteln. 

 

Mit dem aufliegenden Entwurf der Änderung zum Bebauungsplan und den Bebauungsbestimmungen 

für das gegenständliche Grundstück ist aus meiner Sicht leider offensichtlich, dass 

➢ die Verantwortlichen in der Gemeinde nicht bestrebt sind, die Lebensqualität in der Gemeinde 

zu erhalten und die Meinung eines überwiegenden Teils der Bevölkerung zu berücksichtigen 

und die vorherrschenden aggressiven Divergenzen mit einem Kompromiss im Bebauungsplan 

friedvoll zu lösen. 

➢ die hohen in Breitenfurt herrschenden Baulandreserven nicht berücksichtigt wurden, 

➢ der soziale Aspekt und ein leistbares Wohnen keine Bedeutung haben, 

➢ das Ortsbild irrelevant ist und begangene Fehler wie die Lage und der Bau der Edlinger Bauten 

wiederholt werden, 

➢ Breitenfurt keine Ortszielvereinbarung hat, 

➢ und dass den Wünschen einer Bauwerberin lieber entsprochen wird als den Wünschen der 

Wähler*innen und der Bevölkerung in Breitenfurt. 

 

• Der vorliegende Entwurf eines Bebauungsplanes zeigt große Parallelen zu dem Konzept der 

Bauwerberin. 

Frage: In welchen Punkten und worin unterscheiden sich die Wünsche und das Konzept des BIP von 

dem vorliegenden Entwurf? 

Frage: Bestätigt der vorliegende Entwurf, dass die Aufschließungsbedingungen für die Bauwerberin 

als erfüllt anzusehen sind? Wenn nicht, wie wird das begründet? 

 

• Eine erforderliche Kostenrechnung die die Ausgaben der Gemeinde für dieses Projekt und die 

Einnahmen aus diesem Projekt gegenüberstellt fehlt, ist aber ein entscheidender Punkt für 

die Ausführungen im Bebauungsplan. 

Frage: Wie sieht diese Ausgaben-Einnahmen Kostenrechnung aus? 

 

• Der vorliegende Bebauungsplan muss auch den bestehenden Aufschließungsbedingungen 

entsprechen 

Frage: Welche Grundlagen, Gutachten, Berechnungen, Bedarfserhebungen etc. wurden daher für den 

Bebauungsplan beigezogen oder erarbeitet? 



Frage: Wie wurden sie berücksichtigt und umgesetzt?  

 

• Entlang der Breitenfurter Straße von Breitenfurt bis nach Liesing entstehen und werden 

entstehen derzeit bekannt rund 180 Wohnungen. 

Frage: wie und in welchem Ausmaß wurden diese Bauvorhaben im Entwurf berücksichtigt?  

Frage: Wird davon ausgegangen, dass es für Wohnungssuchende von einem größeren Vorteil ist in 

Breitenfurt zu wohnen als in Wien und wenn diese Annahme besteht. warum? 

 

• Im Motivenbericht ist bezüglich § 12 Niederschlagwässer (Dachwässer) im Abs. 1. angeführt, 

dass die Niederschlagswässer bis zu einem 10-jährigen Ereignis auf Eigengrund zu versickern 

sind, darüber hinaus ist eine Ableitung in den Mischwasserkanal möglich.  

Frage: Wie passt dies mit den Bestrebungen der Gemeinde zusammen, Regenwasser und Kanal 

getrennt zu führen um bei Starkregeereignisse die Kläranlage durch den Mischwasserkanal nicht zu 

überfordern und übergehen zu lassen (Binden und andere über das WC entsorgte Utensilien finden 

sich in der reichen Liesing nach der Kläranlage), zumal durch die möglichen neuen vielen 

Bewohner*innen der Kanal so und so stärker belastet wird, und wie das Hochwasser im September 

2024 gezeigt hat, auch das Wasser aus den Kanalöffnungen fontänenmäßig herausgeschossen ist? 

Frage: Welche Wassermengen entsprechen einem 10-jährigen Ereignis und wie viel Fläche zum 

Versickern ist dafür erforderlich? Sind hierbei schon die klimawandelbedingten 

Extremregenverhältnisse berücksichtigt? 

Frage: Wenn eine Ableitung in den Mischkanal möglich ist, wird dann die erforderliche Rückstauebe 

berücksichtigt. Gibt es Entlastungbauwerke z.B. Mischwasserüberlaufbecken auf dem Baugrund, 

damit es zu keinen Überlastungen im öffentlichen Kanalnetz bzw. in der Kläranlage kommt 

 

• Weiters ist im § 12 Abs 2. festgehalten, dass ein ausreichendes Ausmaß an unversiegelten 

Flächen für die Versickerung von Niederschlagswasser (Dachwässer) auf Eigengrund im 

Ausmaß von 15 % zu sichern ist.  

Frage: Warum gelten gerade hier die 40 % nicht und warum werden die 15% als ausreichendes Maß 

angesehen? 

Frage: Warum wird nicht berücksichtigt, dass das Versickern von Wasser auf unversiegelten Flächen 

stark beeinflusst wird durch unterirdische Bauten und der Höhe des Erdauflage; die erforderlichen 

Tiefgaragen sind nicht Teil des Bebauungsplanes, haben aber einen hohen Einfluss auf die 

Versickerungsmöglichkeit und den Wasserstau der Niederschlagswässer.  

Frage: Warum werden die notwendigen Tiefgaragen nicht mit den erforderlichen Zu- und 

Abfahrtswegen im Bebauungsplan berücksichtigt? 

Frage: Warum gibt es keine Angaben zu einem Mindesthöhe der über unterirdischen Bauten zu 

liegenden Bodenschicht?  

 

• Der Klimawandel hat nachweislich Starkregenereignisse zur Folge, die weit über ein 10-

jähriges Hochwasserereignis hinausgehen. Das gegenständliche Grundstück hat nachweislich 

die Wirkung Hangwasser, Grundwasser und Oberflächenwasser zu führen und zu speichern. 

Veränderungen in diesem System können wasserbautechnisch unter hohen Kosten 

wahrscheinlich geregelt werden. Der springende Punkt sind hier die zusätzlich entstehenden 

Kosten, die sich durch die Bauträger auf die Wohnungsmieten und den Kauf der Wohnungen 



schlagen werden. In Zusammenhang mit den erforderlichen Dichtbetonwänden der 

Tiefgaragen kommen hier Kosten zum Tragen, die die Wohnungskosten im Vergleich mit 

anderen Wohnungen stark steigen lassen werden. 

Frage: Wie sollen sich junge Breitenfurter*innen derartig zu erwartende hohe Wohnungskosten 

(Miete oder Kauf) leisten können? 

Frage: Ist nicht dadurch davon auszugehen, dass sich diese Wohnungen nur eher vermögendere 

Menschen leisten werden können? Ob diese in einer Wohnung in einem Kerngebiet mit Gewerbe und 

Handel allerdings wohnen wollen ist eine andere Frage? 

Frage: Ist diese Entwicklung von den Verantwortlichen in der Gemeinde wirklich erwünscht?  

 

• Im Motivenbericht und Änderungsanlass steht im Punkt 1, Ausgangslage, dass die 

unterschiedlichen Planungsüberlegungen aus der Planungsgeschichte des 

Generationenplanes Breitenfurt – Abschlussbericht mit Stand 09.05.2018 für den 

gegenständlichen Bereich übernommen worden sind.  

Frage: Wie kann es sein, dass hier ohne Bedenken und ohne die gegenwärtige und veränderte 

Situation zu berücksichtigen (der Generationenplan ist in weiten Bereichen nicht abgestimmt und 

eindeutig gerichtet) einfach veraltete Grundlagen herangezogen werden, die in keinem verordneten 

Örtlichen Entwicklungskonzept enthalten sind? Bitte um Erklärung. 

 

• In seiner Grundlagenarbeit bezieht sich das technische Büro für Raumplanung und 

Raumordnung auf ein Regionales Raumordnungsprogramm aus dem Bezirk Mödling, den in 

Arbeit befindlichen Gefahrenzonenplan, den Zonen und Beschreibungen des BPWW und auf 

die naturschutzfachliche Bestimmung als Landschaftsschutzgebiet.  

Frage: Warum sind nicht auch Grundlagen zur hydrologischen Situation aus eHORA oder dem NÖ 

Atlas mitberücksichtigt worden? 

Frage: Warum wurde hier nicht die unter Naturdenkmalschutz stehende Eiche mitberücksichtig, die 

durch die Bebauung in große Mitleidenschaft gezogen wird und gefährdet erscheint? 

 

• Im Motivenbericht wird auf Seite 9 als wesentliche Grundlage für die zukünftige Bebauung 

die Durchwegung angeführt.  

Frage: Warum ist die Durchwegung in Form der Wegeführung oder in Form prozentualer Angaben pro 

Baufeld nicht Teil des Bebauungsplanes?  

 

• Unter § 30 Inhalt des Bebauungsplanes wird mit Absatz 2. Z 3. die harmonische Gestaltung 

der Bauwerke in Ortsbereich angeführt und mit Fotos dokumentiert.  

Frage: Bis auf die Edlinger Bauten zeigen alle umliegenden Gebäude niedrigere Gebäudehöhen an, als 

die im Entwurf des Bebauungsplanes angegeben Gebäudehöhen. Unverständlich ist hier die Aussage 

zur harmonischen Gestaltung der Bauwerke, da hier von einem harmonischen Übergang von den 

niedrigeren zumeist 2- geschossigen Bauten an 3 Seiten des gegenständlichen Grundstückes Richtung 

Edlinger Bauten nicht ausgegangen werden kann. Wie wird nun diese harmonische Eingliederung 

begründet und welche Begründung liegt für die im Entwurf angegebenen Gebäudehöhen vor? 

 



• Im Motivenbericht wurden die „worst-case Szenarien erarbeitet. 

Frage: Wie sehen die für Breitenfurt angepassten „best-case Szenarien aus? Der vorliegende Entwurf 

des Bebauungsplanes ist nicht als ein solches zu bezeichnen. Falls doch wie ist dies begründet? 

 

• Im Motivenbericht wird auf Seite 18 bezüglich der dargelegten Bebauungsstudien 

festgehalten, dass diese „worst-case Szenarien nicht weiterverfolgt werden, da einerseits eine 

Ein- bis Zweifamilienhausbebauung wie bereits in der Umgebung entstehen könnte und dafür 

Straßen erforderlich sind, um die Parzellenstruktur aufzuschließen. Damit würden höhere 

Infrastrukturkosten entstehen. Ein weiterer Wunsch war es, die Gebäudehöhen so zu 

gestalten, dass mehr Flexibilität möglich ist und sich auch andere Einrichtungen ansiedeln 

können. 

Frage: Warum wird ein Ausschluss der Ein- bis Zweifamilienhäusern mit den Infrastrukturkosten 

begründet? Wie hoch wären diese denn? Zumal ja eigentlich nur eine Seite nämlich die östliche 

Grundstücksseite für eine Straßenerrichtung erforderlich wäre.  

Frage: Die durch den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes zu erwartenden Infrastrukturkosten 

werden nicht angeführt. Warum nicht und wie hoch wären denn die Infrastrukturkosten in diesem 

Fall. 

Frage: Es wird der Wunsch nach flexiblen Gebäudehöhen erwähnt. Wer hat den diesen Wunsch 

ausgesprochen und wozu ist dies notwendig? 

 

•  Auf Seite 20 wird unter Festlegungen im Bebauungsplan angeführt, dass keine 

Verkehrsflächen eingetragen werden, jedoch Möglichkeiten geschaffen werden, die einzelnen 

Baufelder zu erreichen  

Frage: Verkehrsflächen sind Teil der versiegelten Fläche. Warum wird versucht diese nicht 

berücksichtigen zu müssen? Auch Nebengebäude (wie erwähnte Müllsammelplätze), die auch wieder 

die versiegelte Fläche erhöhen, müssen über versiegelte Flächen erreicht werden um den Müll 

abtransportieren zu können. Warum werden sie nicht im Entwurf zum Bebauungsplan eingezeichnet?  

 

• Als Bebauungsweise ist die offene Bebauungsweise vorgesehen. 

Frage: Wer hat dies vorgegeben und warum? 

 

• Es gibt unterschiedliche Annahmen zu der möglichen Wohnungsanzahl und damit zu der zu 

erwartenden Anzahl an Bewohner*innen. 

Frage: Wie viele „neue“ Einwohner*innen sind denn nun wirklich zu erwarten? 

Frage: Wie viele „neue“ Einwohner*innen verträgt Breitenfurt in Summe wirklich? 

Frage: Erfahrungsgemäß steigt auch die Anzahl an Hunden. Mit wie vielen Hunden muss dabei 

gerechnet werden? 

Frage: Um diesen zu erwartenden Ansturm an Hundezuwachs bewältigen zu können ist die Frage, wo 

werden neue Hundezonen bzw. Hundeauslaufflächen umgesetzt und wer wird diese betreuen?  

 



• Der Entwurf legt ein gewaltiges Bauvorhaben mit sieben Baufeldern und einer 

durchschnittlichen Geschossflächenzahl von 0.84 mit einer Anzahl an Wohnungen zwischen 

308 und 351 bei durchschnittlich 85 m² fest. 

Frage: Wie viele Jahre wird Breitenfurt und hier insbesondere die angrenzenden und umliegenden 

Wohnbereiche und der Kindergarten, sowie die Musikschule infolge der Bauarbeiten durch eine 

Verkehrs-, Lärm und Staubbelastung beeinträchtigt sein, mit Blick auf Kräne, ab und zufahrende LKWs 

und Staus sowie die bekannten Verschmutzungen durch lose Baumaterialien infolge der Bauarbeiten? 

Frage: In jedem der 7 Baufelder sind Wohnungen angegeben. Wo sind die für eine Kernzone 

vorgegeben Handels- und Gewerbebetriebe geplant und in welchem Verhältnis werden sie zu der 

Anzahl an den Wohnungen stehen? 

Frage: Wo wird das PVE situiert und warum gibt es in diesem Baufeld auch Wohnungen? 

Frage: Welche Sicherheiten gibt es, dass der Bau nicht durch Baufirmenkonkurse ewig in die Länge 

gezogen wird? 

Frage: Welche Sicherheiten gibt es, dass die Wohnungen durch Hauptwohnsitze belegt werden und 

keine neue Leerstände durch z.B. unverkäufliche oder unvermietbare Wohnungen entstehen? Wie 

kann gewährleistet werden, dass hier kein illegaler Tourismus durch eine rentable Vermietung 

(Airbnb) entsteht? 

Frage: Welche alternativen Energiesysteme (Photovoltaik, Tiefenbohrungen Luft, Wasser 

Wärmetauscher) sind zur Energie- und Wärmeversorgung im Sinne der ökologischen Bauausführung 

angedacht, vorgegeben und wo sollen die dafür erforderlichen Einrichtungen situiert sein? 

 

ZUSAMMENFASSUNG: 

Der vorliegende Entwurf ist in vielen Punkten als sehr bedenklich anzusehen, überwiegend nicht 

nachvollziehbar und sehr zuungunsten der Breitenfurter Gemeinde ausgelegt. Zudem besteht der 

Verdacht, dass mit diesem Bebauungsplan eine indirekte Erfüllung der Aufschließungsbedingungen 

für die Projektwerberin (BIP) bekundet wird.  

 

Ich ersuche daher: 

diesen Bebauungsplan grundlegend zu überarbeiten, mit nachvollziehbaren und verlässlichen 

Grundlagendaten zu untermauern, in an die ländliche Gemeinde Breitenfurt mit hoher Lebensqualität 

anzupassen und den Bebauungsplan und die Bebauungsbestimmungen derart zu gestalten, dass ganz 

Breitenfurt mit diesem gemeinsam erarbeiteten und abgestimmten Kompromiss einvernehmlich 

leben kann.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
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Die Planungsvorgaben hinsichtlich der Gebäudehöhe bzw. die flexible Gestaltung kamen vom 
Projektbetreiber und von der Gemeinde. Die Überlegung war, dass eine flexible Gestaltung der 
Gebäudehöhe möglich wird. Durch die Festlegung einer Geschoßflächenzahl kann dies am besten 
erreicht werden. 
 
 
Der vorliegende Entwurf des Bebauungsplanes ist ein Teil der Freigabebedingungen für die 
Aufschließungszone. 
 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
•Entlang der Breitenfurter Straße von Breitenfurt bis nach Liesing entstehen und werden entstehen derzeit 
bekannt rund 180 Wohnungen. Da es sich um ein anderes Bundesland handelt, werden diese Faktoren 
nicht unmittelbar berücksichtigt. 
 
 
Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. Somit wurde auf die Festlegung von Freiflächen nicht 
verzichtet, denn es wurden die notwendigen 40%ige Versickerungsflächen als Freiflächen festgelegt. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 
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Die 40%ige Versickerungsflächen ergeben sich aus den derzeit geltenden Bebauungsvorschriften (§ 8) 
und dem  
Diagramm der von Versiegelung freizuhaltenden Flächen: 

 Für jede als Bauland gewidmete Fläche eines Grundstücks, die ein Ausmaß größer als 700 m2 
(inkl.) hat, ist eine freizuhaltende Fläche im Ausmaß von 40% der gewidmeten Fläche des 
Grundstücks festgelegt. 

 Für jede als Bauland gewidmete Fläche eines Grundstücks, die ein Ausmaß kleiner als 200 m2 
(inkl.) hat, ist eine freizuhaltende Fläche im Ausmaß von 15% der gewidmeten Fläche des 
Grundstücks festgelegt. 

Da die Baufelder größer als 700 m2 sind, gelten die 40%igen Versickerungsflächen. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
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Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 

geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore  
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Zum Beispiel, die im Motivenbericht dargestellte Variante 2 der Bebauungsstudien zeigt auf, dass bei 
einer Beibehaltung der Baufelder, einer Parzellengröße von 700 m2 und der Festlegungen vom dd – 
Dichtediagramm, der offenen Bebauungsweise und der GH – Gebäudehöhe in Hanglage, ca. 136 bis 
201 Wohnungen möglich sind.  
Diese eben dargelegten Bebauungsplanstudien werden nicht weiter verfolgt, da einerseits eine Ein- bis 
Zweifamilienhausbebauung, wie bereits in der Umgebung entstehen könnte und Straßen notwendig sind, 
um diese Parzellenstruktur aufzuschließen. Damit würden höhere Infrastrukturkosten entstehen. Die 
höheren Kosten wurden nicht explizit berechnet, denn 700 m2 Parzellen haben einen Anschluss ans 
öffentliche Gut zu erhalten und sind nicht anders aufzuschließen. Diese Straßen sind von der Gemeinde 
herzustellen und auch als solche zu widmen. Bei den gegenständlichen Parzellengrößen bzw. Baufeldern 
ist eine Teilung als Fahnenparzellen möglich und die Erreichbarkeit der einzelnen Baufelder obliegt dem 
Grundeigentümer. Daher ergeben sich bei dieser Variante keine Kosten für die Gemeinde. 
 
 
Bei diesen großen Baufeldern ergibt sich die offene Bebauungsweise aus folgenden Gründen. Es können 
sowohl mehrere Einzelobjekte oder ein gesamtes Gebäude entstehen. Beide entsprechen der offenen 
Bauweise. 
 
 
Die im Motivenbericht dargelegten Bebauungsstudien sollen leicht zu vergleichen sein und es wurde 
daher immer von einer generellen Wohnungsgröße von 85 m2 ausgegangen.  
Bei der Errichtung von neuen Wohnungen ist man von der realistischen Annahme einer Belegung von 2 
Erwachsene + 1 Kind“ ausgegangen. Es wurde nicht behauptet, dass die Haushaltsgröße zwingend 3 
Personen beträgt. 
Natürlich ist die Haushaltsgröße laut Statistik Austria in Breitenfurt geringer. In Breitenfurt bei Wien gibt 
es insgesamt 2.627 Privathaushalte, wobei die durchschnittliche Haushaltsgröße bei rund 2,2 Personen 
liegt. 
Die genaue Verteilung der Haushaltsgrößen laut Daten der Statistik Austria teilt sich wie folgt auf: 
1-Personen-Haushalte: 870 Haushalte 
2-Personen-Haushalte: 953 Haushalte (die häufigste Haushaltsgröße) 
3-Personen-Haushalte: 395 Haushalte 
Haushalte mit 4 oder mehr Personen: 409 Haushalte 
Damit zeigt sich in Breitenfurt – ähnlich wie im gesamten Bezirk Mödling – ein klarer Trend zu kleineren 
Wohneinheiten, da Ein- und Zweipersonenhaushalte zusammen fast 70 % aller Haushalte ausmachen. 
 
 
Im Auflageexemplar des Bebauungsplanes wurden auf dem Baufeld des PVZ auch Wohnungen 
berechnet, da dies bei der Widmung von Bauland – Kerngebiet prinzipiell möglich ist. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 

 
 



Anfang der weitergeleiteten Nachricht: 

Von:  
Datum: 10. April 2026 um 17:48:43 MESZ 
An: wolfgang.schredl@oevp-breitenfurt.at 
Kopie: doris.polgar@oevp-breitenfurt.at, alexandra@gerstenbauer.com, 
richard.wirthmann@neos.eu, larissa.putz@liste-zb.at, lena.rettinger@gruene.at 
Betreff: Eingabe Bürgeranliegen 

 
Sehr geehrte GemeindevertreterInnen, 
 
ich möchte als hier aufgewachsener und wohnender Breitenfurter meine  
Bedenken bezüglich Wiesenpark zum Ausdruck bringen. 
 
In 2 Umfragen wurde von einer deutlichen Mehrheit das Projekt sehr kritisch 
beurteilt, wenn nicht abgelehnt. 
Bis jetzt ist nicht klar argumentiert worden, was das der Gemeinde bringen wird ausser 
einer Verschärfung der Situation auf der Breitenfurter Strasse und in Wiesennähe, 
jahrelangem Baustellenlärm, ungeklärten Kosten für Infrastrukturerweiterungen,etc,etc 
- das Alles bei nicht erwiesenem Wohnraumbedarf seitens Breitenfurt!! 
Noch eines: viele BreitenfurterInnen beobachten eine dichtere Bebauung von ehemals 
Zweitwohnsitzen und Leerständen -  wollen wir wirklich in absehbarer Zeit  7/8/9/x-
tausend EinwohnerInnen haben?? 
Ich erwarte mir von der Gemeindeführung etwas Anderes als jahrelanges 
Ignorieren von BürgerInnen-Anliegen, Angstmache bezüglich Gesundheits- 
versorgung und Politik zu Gunsten eines Projektbetreibers!! 
 
Ich habe nichts gegen moderate, ortsverträgliche Entwicklung - ich finde die Alternative 
PVZ beim Pflegeheim interessant ( warum brauchts statt bisher 
300m2 plötzlich 6000m2?? ) , leistbare Wohnungen für junge BreitenfurterInnen wären 
auch toll... 
 
Ich verlange Einbindung der BürgerInnen, wie sich Breitenfurt entwickeln 
soll und Antworten gestützt auf von der GEMEINDE BEAUFTRAGTEN+ UNABHÄNGIGEN 
GUTACHTERN auf meine Fragen: 
Verkehrskonzept? Kosten? Notwendigkeit? Baustellendauer? 
Verkehrsbelastung durch Gross-PVZ? Hochwasserschutz? 
Ortsentwicklung? 
 
Ich hab auch noch den Satz im Ohr:  "In meiner Amtszeit wird es keine Verbauung 
geben." 
 
Vielen Dank im Voraus  
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
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Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
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Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

 
Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 
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 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 

Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 

Da das Baufeld B ausschließlich der Errichtung eines PVZ (Primärversorgungszentrum) dienen 
soll (vgl. Beilage 13), wird die Bauklasse I oder II festgelegt, um möglichst flexibel in der 
Objektgestaltung zu sein. 

• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
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Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
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Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 

  
 
 

 
 





